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AMANDO AMMANN
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Im Mai 2021 reichte die WAK-NR eine Motion ein, welche die Schweizer Beteiligung am
Grenzausgleichssystem der EU thematisierte. Darin fordete sie vom Bundesrat, dass
sich die Schweiz am neuen CO2-Grenzausgleichssystem der EU beteiligen und zugleich
dafur sorgen soll, dass damit ein «wesentlicher Beitrag zur Erreichung der Klimaziele»
geleistet werde. Daruber hinaus durften Unternehmen in der Schweiz durch ein solches
System im internationalen Wettbewerb nicht benachteiligt werden. Eine Minderheit
Martullo-Blocher (svp, GR) beantragte die Ablehnung der Motion.

In der Sommersession 2021 reichte Nationalrat Aeschi (svp, ZG) - ebenfalls Mitglied der
Kommissionsminderheit - einen Ordnunganstrag ein, um die Motion noch in der
gleichen Session in den Rat zu bringen. Gegen dieses Vorhaben setzte sich Tiana
Angelina Moser (glp, ZH) ein, da die WAK-NR die Motion bis anhin stets parallel zum
Bundesratsgeschaft Uber die Abschaffung der Industriezélle (BRG 19.076) behandelt
habe und dieses erst fur die Herbstsession 2021 traktandiert worden sei. Der
Nationalrat lehnte den Ordnungsantrag daraufhin mit 108 zu 75 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) ab, womit das Geschéft voraussichtlich in der Herbstsession 2021 vor den
Nationalrat gelangt. '

Erst Anfang September 2021 und damit kurz vor Beginn der Herbstsession
veroffentlichte der Bundesrat seine Stellungnahme zur Motion der WAK-NR bezlglich
der Schweizer Beteiligung am Grenzausgleichssystem der EU. Diese forderte nicht nur
die Partizipation am CO2-Grenzausgleichssystem der EU, sondern auch die Garantie,
dass Schweizer Unternehmen durch die Teilnahme am internationalen Wettbewerb
nicht benachteiligt wirden. Durch das Grenzausgleichssystem versucht die EU, ihre
CO2-Emissionen bis 2030 um 55 Prozent gegentuber dem Stand von 1990 zu verringern.
Das Ausgleichssystem soll die Verlagerung von CO2-Emissionen in Nicht-EU-Lander
verhindern. Importeure mussen flr ausserhalb des EU-Raums produzierte Waren
Zertifikate kaufen, die dem CO2-Preis entsprechen, der gezahlt worden ware, wenn die
Waren nach der in der EU geltenden Preisordnung fir CO2-Emissionen produziert
worden wéaren. Kénnen Nicht-EU-Produzenten nachweisen, dass sie bereits eine CO2-
Abgabe bezahlt haben, so kann der EU-Importeur sich die entsprechenden Kosten
anrechnen lassen.

Der Bundesrat beflrwortete die Prifung aller Handlungsoptionen, da sich das
Ausgleichssystem aufgrund der engen wirtschaftlichen Beziehungen und der
verknlpften Emissionshandelssysteme auch auf die Schweiz auswirken werde. Zur
Erfillung des inhaltlich verwandten Postulats der APK-NR (Po. 20.3933) sei bereits eine
interdepartementale Arbeitsgruppe eingerichtet worden. Zudem befinde sich der
Bundesrat seit Frihling 2021 im Austausch mit der Européischen Kommission und
werde diesen Prozess Ende 2022 abschliessen. Aufgrund der noch laufenden Arbeiten
sei die Motion jedoch verfriht, unter anderem auch weil die genaue Umsetzung des EU-
Ausgleichssystems und die Teilnahmebedingungen fur Drittstaaten noch nicht geklart
seien, so der Bundesrat. Aus diesem Grund beantragte er die Ablehnung der Motion.

Knapp zwei Wochen spater gelangte das Geschéaft bereits in den Nationalrat, wo
Kommissionssprecher Beat Walti (fdp, ZH) die Motivation der Kommission flr die
Motion erklarte: Im Rahmen der Beratung Uber die Abschaffung der Industriezélle im
Zolltarifgesetz habe eine Sistierung gedroht, bis man ersatzweise eine CO2-
Grenzabgabe einfuhrt. Da diese Geschéafte jedoch keinen Sachzusammenhang
aufwiesen, habe man auf eine Verkntpfung verzichtet und stattdessen die vorliegende
Motion eingereicht. Da Schweizer Unternehmen ohnehin von diesem EU-System
betroffen sein  durften, muisse man sich frihzeitig vorbereiten, um
Wettbewerbsnachteile zu vermeiden, erklarte Walti. Eine Kommissionsminderheit
Martullo (svp, GR) setzte sich ganz im Sinne des Bundesrates gegen die Motion ein.
Nationalratin Martullo argumentierte, der Grenzausgleich verstosse gegen das Pariser
Klimaabkommen und gegen WTO-Regeln und stiesse daher bei vielen Landern auf
Ablehnung. Sie warnte vor einer Abwanderung der Industrie und einer Verteuerung von
Konsumgltern und lehnte daher das «Blrokratiemonster» ab. Bundesrat Parmelin
beonte, dass der Bundesrat alle Optionen prifen werde, wobei die Teilnahme am EU-
System nur eine von vielen sei. Produkte der EFTA-Staaten wirden vom System
ausgenommen und die Beteiligung von Drittstaaten sei bisher auch gar nicht
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vorgesehen. Flr weitere Schritte sei es noch zu frih, weshalb man die Motion ablehne.
Die grosse Kammer liess sich von den Gegenargumenten jedoch nicht Uberzeugen und
nahm die Motion mit 113 zu 69 Stimmen (bei 1 Enthaltung) deutlich an. ?

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energie

Im Mérz 2017 debattierte der Nationalrat Giber den Verfassungsartikel iiber ein Klima-
und Energielenkungssystem (KELS). Nachdem die UREK-NR im Januar einstimmig
Nichteintreten empfohlen hatte, deklarierten alle Fraktionen der grossen Kammer, dass
sie nicht auf die Vorlage eintreten wollen. Die Parteien argumentierten dabei sehr
unterschiedlich. Wahrend die SVP ein Energielenkungssystem und die Energie- und
Klimaziele insgesamt in Frage stellte, betonten FDP und CVP die Schwierigkeiten flr die
Wirtschaft, welche das KELS nach sich ziehen wirde. Stefan Miller-Altermatt (cvp, SO)
sagte fur die CVP-Fraktion, das KELS sei .in der besten aller Welten das beste aller
Systeme". Da wir aber nicht in der besten aller Welten leben wirden, lehne die CVP die
Vorlage ab. Eric Nussbaumer (sp, BL) hielt fest, dass es bereits eine
Verfassungsgrundlage fur Lenkungsabgaben gebe und das KELS deshalb nicht notwendig
sei. Grine und Grunliberale lehnten das KELS ebenfalls ab, betonten aber die
Wichtigkeit eines Massnahmenmixes zur Erreichung der Energie- und Klimaziele.
Obschon ein Nichteintreten quasi von Beginn der Debatte an feststand, dauerte die
Diskussion Uber zwei Stunden. Dies war vor allem auf die zahlreichen Fragestellungen
aus der SVP-Fraktion zurtickzufliihren: Insgesamt 39 Fragen stellten Mitglieder der SVP-
Fraktion den Rednerinnen und Rednern der anderen Fraktionen, zumeist mit dem Ziel,
deren Haltung zum ersten Massnahmenpaket der Energiestrategie 2050 in Frage zu
stellen. Die meisten Wortmeldungen kamen dabei von Magdalena Martullo-Blocher,
Adrian Amstutz, Albert Rosti, Walter Wobmann, Christian Imark und Toni Brunner. Das
abschliessende Votum von Bundesrat Maurer flr das KELS &nderte nichts: Die grosse
Kammer beschloss ohne Gegenantrag Nichteintreten. *

1) ABNR, 2021, S. 892 f.; Mo. 21.3602
2) AB NR, 2021, S.1602f.; Mo. 21.3602
3) AB NR, 2017, S. 283 ff.; LT, NZZ, 9.3.17
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